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Vorgangsmappe für die Drucksache 19/8399

"Musikalische Bildung sichern - Personal- und Betriebskosten realistisch abbilden"

Vorgangsverlauf:

1. Initiativdrucksache 19/8399 vom 08.10.2025

2. Beschlussempfehlung mit Bericht 19/9084 des WK vom 12.11.2025
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Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Sanne Kurz, Claudia 
Köhler, Kerstin Celina, Andreas Hanna-Krahl, Eva Lettenbauer, Verena Osgyan, 
Julia Post, Gabriele Triebel, Dr. Sabine Weigand, Christian Zwanziger und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Musikalische Bildung sichern –   
Personal- und Betriebskosten realistisch abbilden 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, 

1. im Entwurf des Haushaltsplans 2026/2027 bei der Förderung der Sing- und Musik-
schulen die massiv gestiegenen und weiter steigenden Personal- und Betriebskos-
ten zu berücksichtigen, um eine auskömmliche Finanzierung sicherzustellen, 

2. die staatliche Förderquote für Personalkosten auf mindestens 20 Prozent zu erhö-
hen – entsprechend den Zielvorgaben des Dritten Bayerischen Bildungsplans, der 
langfristig bis zu 25 Prozent Erhöhung vorsieht – und dem Landtag hierzu einen 
verbindlichen Umsetzungsplan mit konkretem Zeitrahmen vorzulegen, 

3. ein verlässliches, sozial gerechtes und flächendeckendes Finanzierungsmodell für 
die Sing- und Musikschulen zu entwickeln, das die strukturelle Unterfinanzierung 
beendet und den besonderen Bildungsauftrag der Musikschulen auch im Rahmen 
des Ausbaus ganztägiger Bildungsangebote absichert. 

 

 

Begründung: 

Musikunterricht ist ein Grundpfeiler kultureller Bildung und darf kein Privileg für Wohl-
habende sein. Sing- und Musikschulen öffnen Kindern und Jugendlichen Räume für 
Kreativität, Ausdruck, Teilhabe und Persönlichkeitsentwicklung – unabhängig von Her-
kunft oder Einkommen. Sie sind damit ein unverzichtbarer Bestandteil eines gerechten 
Bildungssystems. 

Trotz ihres hohen gesellschaftlichen Werts liegt die staatliche Förderquote für Perso-
nalkosten seit Jahren bei nur etwa 14,7 Prozent – weit entfernt von der im Dritten  
Bayerischen Bildungsplan formulierten Zielmarke von 25 Prozent. Die Folge ist eine 
chronische Unterfinanzierung, die sich in unterbesetzten Stellen, unsicheren Beschäfti-
gungsverhältnissen und eingeschränkten Angeboten niederschlägt. 

Gerade im ländlichen Raum sind Musikschulen oft die einzigen Orte kultureller Bildung. 
Ihre Arbeit ist essenziell für gleichwertige Lebensverhältnisse in allen Regionen  
Bayerns. Sie tragen außerdem zum Gelingen des Ganztagsausbaus bei, indem sie ver-
bindliche, qualitätsvolle Bildungsangebote machen – auch in Kooperation mit Schulen, 
Kitas oder Jugendeinrichtungen. 

Es braucht endlich eine verlässliche, planbare und sozial gerechte Finanzierung durch 
den Freistaat – denn musikalische Bildung ist kein Nice-to-have, sondern Bildungsauf-
trag. 
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Kinder und Jugendliche haben ein Recht auf kulturelle Bildung. Wer dieses Recht ernst 
nimmt, muss jetzt in die Strukturen investieren, die sie ermöglichen – flächendeckend, 
qualitätsvoll und zukunftssicher. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wissenschaft und Kunst 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Sanne Kurz u.a. 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 19/8399 

Musikalische Bildung sichern - Personal- und Betriebskosten realistisch abbil-
den 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Sanne Kurz 
Mitberichterstatter: Andreas Jäckel 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Wissenschaft und Kunst federführend 
zugewiesen. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den An-
trag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 37. Sitzung am 22. Ok-
tober 2025 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den Antrag in seiner 
78. Sitzung am 12. November 2025 mitberaten und mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Prof. Dr. Michael Piazolo 
Vorsitzender 
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